
— die Verurteilung des Rates der Europäischen Union zum 
Ersatz des zukünftigen materiellen Schadens; 

— die Verurteilung des Rates der Europäischen Union zur Tra­
gung sämtlicher Kosten. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht der Kläger folgende sieben Kla­
gegründe geltend. 

1. Offensichtlicher Fehler des Rates bei der Beurteilung des 
Sachverhalts und daraus folgender Rechtsfehler. 

2. Verletzung der Begründungspflicht, der Verteidigungsrechte 
und des Rechts auf effektiven Rechtsschutz. 

3. Verletzung des Eigentumsrechts und des Verhältnismäßig­
keitsgrundsatzes. 

4. Verletzung der Unschuldsvermutung. 

5. Verstoß des Rates gegen seine eigenen Leitlinien zur Umset­
zung und Bewertung restriktiver Maßnahmen im Rahmen 
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. 

6. Ermessensmissbrauch des Rates. 

7. Wiedergutmachung des Schadens, der durch die vom Rat 
ergriffenen rechtswidrigen Maßnahmen verursacht wurde. 

Klage, eingereicht am 4. November 2011 — JAS/ 
Kommission 

(Rechtssache T-573/11) 

(2012/C 25/107) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: JAS Jet Air Service France (JAS) (Frankreich) (Prozess­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt T. Gallois) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Kommission vom 5. August 2011 in 
der Sache REM 01/2008 für nichtig zu erklären, soweit 

— darin festgestellt wurde, dass kein besonderer Fall gege­
ben sei, und 

— der von dem Unternehmen JAS JET AIR SERVICE am 
24. Januar 2008 gestellte Antrag auf Erlass der Einfuhr­
abgaben in Höhe von 1 001 778,20 Euro abgelehnt 
wurde; 

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerin stützt ihre Klage auf fünf Klagegründe: 

1. Erster Klagegrund: Verletzung der Begründungspflicht, da die 
Kommission von hypothetischen Gründen ausgegangen sei. 

2. Zweiter Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte, da 
die Kommission von den nationalen Behörden nicht die 
Vorlage von Urschriften oder Kopien der vom Antrag auf 
Erlass erfassten Zollanmeldungen verlangt habe, obwohl 
diese Unterlagen belegten, dass eine Warenkontrolle vor­
genommen worden sei. 

3. Dritter Klagegrund: Keine ordnungsgemäße Untersuchung 
aufgrund der Umkehr der Beweispflicht, da die Kommission 
auf der Grundlage des Vorbringens der nationalen Behörden, 
dass die betreffenden Zollanmeldungen verschwunden seien, 
festgestellt habe, dass nicht nachgewiesen worden sei, dass 
die Zollverwaltung eine Warenkontrolle vorgenommen 
habe. Die Kommission könne dieses Säumnis der nationalen 
Behörden nicht der Klägerin zur Last legen. 

4. Vierter Klagegrund: Verletzung von Art. 239 des Zollkodex 
der Gemeinschaften ( 1 ), da die Kommission den Anwen­
dungsbereich des Begriffs „besonderer Fall“ eingeschränkt 
habe. 

5. Fünfter Klagegrund: Sachliche Fehler und offensichtliche Be­
urteilungsfehler, da die Kommission das Vorliegen eines „be­
sonderen Falls“ im Sinne von Art. 239 des Zollkodex ver­
neint habe, obwohl der Fall der Klägerin ebenso gelagert sei 
wie der eines niederländischen Speditionsunternehmens, des­
sen Situation von der Kommission als „besonderer Fall“ ein­
gestuft worden sei. 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1).
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